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Antrag 

der Abgeordneten Dr. Uschi Eid und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


Den politischen Neuanfang und den Wiederaufbau in der Demokratischen 
Republik Kongo unterstützen - die humanitäre Hilfe verstärken 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Der Deutsche Bundestag nimmt das Ende der Mobutu-Ära mit 
Befriedigung zur Kenntnis und ist der Hoffnung, daß nun die 
Chance für einen demokratischen Neuanfang und einen friedlichen 
Wiederaufbau in der Demokratischen Republik Kongo besteht. 

Ein Neuanfang wird dann erfolgreich sein, wenn ein Konsens zwi- 
schen dem breiten Spektrum der zivilen Opposition und den be- 
waffneten Kräften der „Allianz der demokratischen Kräfte für die 
Befreiung von Kongo-Zaire" (AFDL) darüber gefunden werden 
kann, wie eine demokratische, rechtsstaatliche, dezentrale, die 
Menschenrechte achtende und die Beteiligung der Bevölkerung 
sichernde staatliche Ordnung im Kongo auf gebaut werden kann. 


Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Das Mobutu-Regime war lange Zeit ein Verbündeter des Westens 
und wurde von Frankreich, Belgien, den USA und anderen Staa- 
ten militärisch und politisch unterstützt. Auch die Bundesregie- 
rung glaubte bis zuletzt, daß Mobutu als „Stabilisierungsgarant" 
bis zu den immer wieder angekündigten Wahlen benötigt würde. 
Daß der Mobutu-Clan das größte Hindernis für den Wiederaufbau 
des Landes, für freie und demokratische Wahlen darstellte und zu 
einem Faktor der Destabilisierung in Afrika geworden war, wur- 
de seit der politischen Öffnung 1990 immer offensichtlicher. Nur 
durch diese jahrzehntelange Unterstützung und stillschweigende 
Duldung konnte Mobutu das Land systematisch herunterwirt- 
schaften und so dem heutigen Chaos den Weg bereiten. Während 
seiner Herrschaft konnte Mobutu schätzungsweise 4,6 Mrd. DM 
auf Auslandskonten deponieren. Dieses Geld wird beim anste- 
henden Wiederaufbau dringend benötigt und muß der Bevölke- 
rung des Kongo zurückgegeben werden. Die Bundesrepublik 
Deutschland gehörte zu den wichtigsten Partnerländern Zaires, 
zählte sogar zum engen Kreis der „pays amis" . Obwohl die EU im 
Jahre 1992 den Beschluß zur Aussetzung der entwicklungspoliti- 
schen Zusammenarbeit mit dem Mobutu-Regime gefaßt hatte, war 
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die Bundesrepublik Deutschland eine der größten Gebernationen 
in der entwicklungspoütischen Zusammenarbeit. Daraus muß nun 
eine Verantwortung und Verpflichtung resultieren, den neuen 
Kongo beim Wiederaufbau zu unterstützen. 

Der Deutsche Bundestag ist tief besorgt über die Lage der ca. 
250 000 ruandischen Flüchtlinge in Ostkongo. Ihr Leben ist akut 
bedroht. Viele sind bereits Hunger, Krankheit und Gewalt zum Op- 
fer gefallen. 

Das Flüchtlingsdrama des Jahres 1997 ist eine Folge des Völker- 
mordes in Ruanda im Jahre 1994. Damals flüchteten Tausende 
Mörder nach Zaire und hielten die Flüchtlinge quasi als Geiseln. 
Unter den Augen des UNHCR, dem die Flüchtlingslager seit 1994 
unterstanden, konnten sich die Interahamwe-Müizen aufrüsten 
und von den Flüchtlingslagern aus Mordkommandos über die 
Grenze zur Destabilisierung Ruandas schicken. Es wurde ver- 
säumt, diese Milizen zu entwaffnen und von den unschuldigen 
Flüchtlingen zu trennen. Ein weiterer Faktor, der zur Zuspitzung 
der Lage in Ostzaire führte, war die Ethnisierung der zairischen 
Politik, die in der Aberkennung der Staatsbürgerschaft der zairi- 
schen Banyamulenge und im Sommer 1996 in ihrer Ausweisung 
aus Zaire ihren Ausdruck fand. Dies löste den Aufstand gegen das 
Mobutu- Regime aus. 

Die von den ostafrikanischen Staatschefs bei der Nairobi-Konfe- 
renz am 5. November 1996 geforderten Lösungsschritte (sofortiger 
und strikt überwachter Waffenstillstand in Ostzaire, Einrichtung 
von gesicherten Korridoren und Sicherheitszonen zur Gewährung 
humanitärer Hilfe und Rückführung der Flüchtlinge nach Ruanda; 
Trennung der Interahamwe -Milizen und Ex-FAR-Soldatenvonden 
zivilen Flüchtlingen sowie Aufstellung einer neutralen Einsatz- 
truppe durch die VN) wurden von den VN nicht unterstützt und 
umgesetzt. 

Der Deutsche Bundestag fordert die AFDL auf, jede Verfolgung 
der Flüchtlinge zu unterbinden und die Arbeit des UNHCR und 
anderer Hüfsorganisationen nicht zu behindern. 

Die Flüchtlinge brauchen eine ausreichende Versorgung mit Nah- 
rungsmitteln und medizinische Betreuung. 

Die z. Z. stattfindende Rückführung der Flüchtlinge darf nicht er- 
neut verzögert werden. Die ungeklärten Ereignisse in den Flücht- 
lingslagern um Kisangani müssen durch eine unabhängige Un- 
tersuchung aufgeklärt werden. 

Das Elend der Flüchtlinge aus Ruanda darf aber nicht darüber hin- 
wegtäuschen, daß auch die Lage vieler der über 40 Millionen Zai- 
rer nach 32 Jahren Diktatur und Ausplünderung katastrophal ist. 

Die internationale Gemeinschaft ist heute gefordert, sowohl die 
humanitäre Hilfe zur akuten Rettung von Menschenleben zu ver- 
stärken, als auch durch glaubwürdige, kohärente Politik, die der 
Sicherung eines friedlichen Wiederaufbaus und der Wahrung der 
Menschenrechte dient, das Engagement im Kongo zu verstärken. 
Dabei darf die Geschichte des europäischen Kolonialismus, der 
Einmischung und Bevormundung nicht vergessen werden. Diese 
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Geschichte ist Teil der aktuellen Konflikte. Die Söldnertruppen, 
angeheuert von Mobutu, sind ein Beispiel dafür, daß dieser Teil 
der Geschichte bis heute virulent ist. Die Probleme Afrikas müs- 
sen vor allem von den Afrikanern selbst gelöst werden. Dabei soll- 
te die Bundesrepublik Deutschland, die in der gesamten Konflikt- 
region der Großen Seen bei den verschiedenen Konfliktparteien 
ein hohes Ansehen genießt, eine durchaus aktivere Rolle spielen. 
Bisher hat die Bundesregierung zwar beachtliche und notwendi- 
ge humanitäre Hilfe im Gebiet der Großen Seen geleistet; dem- 
gegenüber blieben aber politische Aktivitäten zur Unterstützung 
politischer Lösungen und die Bearbeitung der Konfliktursachen 
völlig unzureichend. 


Der Deutsche Bundestag fordert deshalb die Bundesregierung auf: 

1. den offiziellen politischen Dialog mit der Demokratischen Re- 
publik Kongo aufzunehmen. 

2. im Rahmen dieses Dialogs beharrlich darauf zu drängen, daß 
den Hilfsorganisationen der ungehinderte Zugang zu den 
Flüchtlingen gewährleistet wird, daß der Transport der Flücht- 
linge unter sicheren und menschenwürdigen Bedingungen er- 
folgt und daß eine Rückführung nach Ruanda erst nach aus- 
reichender medizinischer Versorgung durchgeführt wird. 

3. darauf hinzuwirken, daß eine Übergangsregierung unter Aus- 
schluß des Mobutu-Machtapparates gebildet wird, in der die 
AFDL alle zivilen oppositionellen Kräfte, die Repräsentanten 
der zivilen Gesellschaft und der Regionen des Landes ange- 
messen beteiligt. 

4. allen politischen Kräften im Kongo deutlich zu machen, daß der 
Aufbau einer demokratischen Gesellschaft, die durch freie und 
faire Wahlen, Partizipation der Bevölkerung, politischen Plura- 
lismus und Föderalismus sowie durch die Achtung der Men- 
schenrechte gekennzeichnet ist, der beste Weg für die Siche- 
rung des Friedens, der Stabilität, der Einheit des Landes und des 
wirtschaftlichen Aufbaus im Kongo darstellt. Ein demokratischer 
Kongo kann die gesamte Region stabilisieren helfen. 

5. die politischen und gesellschaftlichen Kräfte, die dieses Ziel 
verfolgen und die, die in der deutschen Entwicklungszusam- 
menarbeit geltende Kriterien beachten, in geeigneterWeise zu 
unterstützen. Der zu erwartenden Übergangsregierung muß 
unbürokratisch bei der Vorbereitung von Wahlen geholfen 
werden. Priorität bei der Zusammenarbeit sollte die Hüfe beim 
Aufbau demokratischer Strukturen haben, um eine gewählte 
Regierung zu stabilisieren. Das Schwergewicht der Ent- 
wicklungszusammenarbeit sollte beim (Wieder-)Aufbau der 
Verkehrsinfrastruktur, bei der Förderung der landwirtschaftli- 
chen Produktion und Vermarktung, im Bildungs- und Ge- 
sundheitswesen sowie im Umwelt- und Ressourcenschutz lie- 
gen. Die bisherigen Investitionen in die zivilgesellschaftlichen 
Aktivitäten sollten weitergeführt werden. 
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6. ein neues Engagement der deutschen Wirtschaft im Herzen 
Afrikas zu unterstützen und Investitionen im Kongo und den im 
Entstehen begriffenen zentralafrikanischen Markt zu fördern. 

7. einen aktiven Beitrag bei der Entmilitarisierung zu leisten und 
sich in diesem Sinne für eine Unterbindung von jeglichem Rü- 
stungsexport in die Region der Großen Seen einzusetzen, das 
Söldnerunwesen zu bekämpfen und die VN-Konvention „ge- 
gen Rekrutierung, Gebrauch, Finanzierung und Training von 
Söldnern" zu ratifizieren. Der Terror, der vor allein von serbi- 
schen Söldnern in Kisangani ausgeübt wurde, muß aufgeklärt 
werden. Die Integration von Milizen und bewaffneten Grup- 
pen in das zivile Leben muß gefördert, die weit verbreiteten 
Kleinwaffen müssen durch Aufkauf oder Tauschprogramme 
„aus dem Verkehr" gezogen werden. Dem Aufbau eines de- 
mokratischen, den Menschenrechten verpflichteten Militär- 
und Polizeiwesens muß hohe Priorität eingeräumt werden. Alle 
Formen der ausländischen militärischen Einmischung sind zu 
verurteilen. Auf die Auflösung europäischer Militärstützpunk- 
te in Afrika muß hingewirkt werden. 

8. die bisherige Initiative zur Durchführung einer „ Zaire (Kongo) - 
Konferenz" in Deutschland zu unterstützen. Bei dieser Konfe- 
renz sollten Vertreter der Allianz, der zivilen Opposition und 
der Nichtregierungsorganisationen aus dem Kongo mit Ver- 
tretern aus Politik, Wirtschaft, Wissenschaft und Entwick- 
lungszusammenarbeit aus Deutschland gemeinsam die Per- 
spektiven der Zusammenarbeit beraten. Die Bundesregierung 
wird aufgefordert, sich an der Finanzierung dieser Konferenz 
zu beteiligen. 

9. sich in Bekräftigung des einstimmigen Beschlusses des Deut- 
schen Bundestages vom 7. November 1996 für die Durch- 
führung einer internationalen Friedenskonferenz für die Regi- 
on der Großen Seen einzusetzen und hierfür ihre guten Dienste 
anzubieten. Das Ergebnis einer solchen Konferenz könnte in 
der Erarbeitung eines regionalen Sicherheitskonzeptes für die 
Region der Großen Seen bestehen, das geeignet ist, langfristig 
Stabilität und Frieden in der Region herzustellen. 

10. den Abschiebestopp für abgelehnte Asylsuchende aus Zaire 
über den 15. Mai 1997 hinaus zu verlängern. 

11. sich auch auf internationaler Ebene, insbesondere im Rahmen 
der EU, für die Umsetzung einer Kongo-Politik, die einen demo- 
kratischen Neuanfang im Kongo aktiv unterstützt, einzusetzen. 

12. das humanitäre Engagement in enger Kooperation mit UNHCR, 
IKRK und anderen Hilfsorganisationen zu verstärken und zu 
diesem Zweck eine zentrale Koordinationsstelle für humanitä- 
re Hilfe und Förderung des Wiederaufbaus in Kinshasa einzu- 
richten. 


Bonn, den 22. Mai 1997 

Dr. Uschi Eid 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 
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